1
2

Inhalt

Tätigkeitsbericht 1999/2000 

von Dr. Wolf-Dieter Just
2
1. Warum es uns gibt
2
2. Kategorisierung der Kirchenasylfälle
3
3. Defizite der bundesdeutschen Asylpolitik und politische Forderungen der BAG
4
4. Politische Initiativen
8
5. Veranstaltungen
11

6. Veröffentlichungen
11
7. Umzug der Geschäftsstelle und neue Geschäftsführerin
12
8. Ausblick
12
Jahresbericht der Geschäftsführung 1999 

von Beate Sträter
14
Vorbemerkung
14
1. Stand der Kirchenasyle von Januar 1999 bis März 2000
15
2. Kriminalisierung am Beispiel Braunschweig
18
3. Arbeit der Geschäftsstelle
18
4. Finanzen
20
5. Planung 2000
20


Tätigkeitsbericht 1999/2000

von Dr. Wolf-Dieter Just

1. Warum es uns gibt

Am 11. Januar dieses Jahres wurde der Kurde Yusuf D. aus Ahlen in die Türkei abgeschoben. Er war Teilnehmer am Wanderkirchenasyl und hatte mehrmals gegenüber dem VG Münster vorgetragen, daß er aufgrund seiner exilpolitischen Tätigkeiten im Rahmen des Wanderkirchenasyls und aufgrund der Verpflichtung zum Militiärdienst politische Verfolgung in der Türkei befürchtet. Sein Folgeantrag wurde jedoch abgelehnt, ebenso sein Antrag zur Untersagung der Abschiebung vom 7.1.2000. In Istanbul angekommen, wurde er sofort inhaftiert und verhört, konnte aber nach zwei Tagen einen Gefängnisangestellten mit 300 DM bestechen und fliehen. Am 8. Februar wurde Yusuf D. in Izmir erneut verhaftet, drei Tage lang von der Polizei verhört und mißhandelt. Am Abend des 10.2. wurde er noch einmal von der Polizei brutal zusammengeschlagen wobei er zwei Backenzähne verlor. Bei den Verhören wurde er nach seinen politischen Aktivitäten in Deutschland befragt, insbesondere nach dem Wanderkirchenasyl. Man erklärte, Bilder von diesem Kirchenasyl zu haben und bezeichnete es als „terroristische Aktion“.  Yusuf wurde geschlagen, um weitere Namen von Beteiligten preiszugeben. Aufgrund der Verletzungen ist er in ärztlicher Behandlung. Er hat über die Vorgänge seiner Istanbuler Rechtsanwältin Türkan Aslan (Mitglied des Menschenrechtsvereins IHD) und der Zeitung Özgür Bakis berichtet. Aslan gab an, daß zwei weitere ihrer abgeschobenen kurdischen Mandanten bei Verhören nach „Kirchenbesetzungen“ befragt worden sind.– Derzeit lebt Yusuf in ständiger Angst, erneut verhaftet, gefoltert oder sogar getötet zu werden. Darum wechselt er ständig seinen Aufenthaltsort. Einer Betreuerin aus Ahlen gegenüber hat er gesagt, er sei sehr erschöpft, habe große Angst und denke daran, sich das Leben zu nehmen. 

Wie konnte es geschehen, daß dieser Mann abgeschoben wurde – rechtswidrig, gewissenlos? Wer zieht die Verantwortlichen in Bundesamt, Ausländerbehörden und Verwaltungsgerichten zur Rechenschaft? Wie lange noch werden solche nun schon regelmäßigen Verletzungen der Genfer Flüchtlingskonvention in unserem Land anhalten und durch Untätigkeit stillschweigend akzeptiert? Warum gibt es keinen Aufschrei in  der Öffentlichkeit? 

Tatsächlich ist das Schicksal von Yusuf D. nur eines von vielen Beispielen rechtswidriger Abschiebungen aus Deutschland in Folter und erneute Verfolgung. 19 solcher Fälle sind vom niedersächsischen Flüchtlingsrat gemeinsam mit Pro Asyl recherchiert und in der Broschüre „Von Deutschland in den türkischen Folterkeller“ veröffentlicht worden. Eine Dokumentation mit 13 weiteren Beispielen von Abschiebungen in Folter liegt jetzt vor. Darüber hinaus wurde unlängst auch der Fall des Kurden Hüseyin Aghanci bekannt, der am 28. Januar in Izmir schwerer Folter unterzogen wurde, nachdem er am 24. November aus Deutschland abgeschoben worden war. Auch dieser Vorgang ist  exakt belegt. 

Die Beispiele zeigen, wie dringend das Kirchenasyl gebraucht wird – nach wie vor. Der Staat versagt vor der Aufgabe, seinen menschen- und völkerrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen; er versagt vor der Aufgabe, die Unantastbarkeit der Menschenwürde, oberstes Verfassungsgebot in Deutschland, durchzusetzen. Kirchenasyl ist – wie Bischof Huber formuliert hat – subsidiärer Menschenrechtsschutz dort, wo der staatliche Schutz versagt. 

2. Kategorisierung der Kirchenasylfälle 

Angesichts dieser Entwicklung der Abschiebepraxis kann es nicht verwundern, daß trotz rot-grüner Bundesregierung die Zahl der Kirchenasyle im vergangenen Jahr nicht zurückgegangen ist. Asylrecht und –praxis sind nicht humaner geworden. Die Gründe für die Gewährung von Kirchenasyl sind seit Jahren die gleichen. Wir haben in den letzten Sitzungen unseres Koordinationsrates versucht, alle uns bekannten Kirchenasyle in bestimmte Kategorien einzuteilen und sind zu folgendem Ergebnis gekommen: 

1. Die größte Gruppe von Flüchtlingen im Kirchenasyl sind Kurden aus der Türkei: Von insgesamt 50 öffentlichen Kirchenasylen mit 189 Personen (Febr. 2000) sind 27 Kirchenasyle für Kurden mit 115 Personen (ohne die Kurden im Wanderkirchenasyl).  Ein besonderes Problem unter diesen Flüchtlingen ist das der Deserteure (mehrere Fälle).

2. Es gibt auch eine Reihe von Kirchenasylen für Christen und Yeziden aus der Türkei, so daß die Türkei mit Abstand das Hauptherkunftsland für Flüchtlinge im Kirchenasyl darstellt. 

3. Eine Reihe von Kirchenasylen wird aufgrund allgemeiner Härtefallsituationen gewährt: Suizidgefährdung, Krankheit und eine Vielzahl anderer, jeweils sehr spezifischer Probleme, die schwer klassifizierbar sind. 

4. Einige Kirchenasyle werden aufgrund von nicht-staatlicher Verfolgung gewährt – z. B. für Algerier und Christen aus der Türkei. 

5. Immer wieder klagen die betroffenen Flüchtlinge, daß die Erstanhörung nicht fair war: daß sie auf Grund der kurzen Fristen nicht ausreichend vorbereitet waren, wichtige asylrelevante Gründe nicht genannt haben, die bei späterer Erwähnung als „gesteigertes Vorbringen“ eingestuft wurden, ihre Glaubwürdigkeit von vornherein in Zweifel gezogen wurde, Entscheider voreingenommen waren etc. 

Diese fünf Kategorien von Kirchenasylen verweisen auf zentrale Defizite der bundesdeutschen Asylpolitik. Solange diese Defizite fortbestehen, wird man das Ärgernis des Kirchenasyls nicht loswerden. 

3. Defizite der bundesdeutschen Asylpolitik und politische Forderungen der BAG

Zu 1. u. 2): 

Die Menschenrechtslage in der Türkei, die Verfolgung von politisch aktiven Kurden und die Gefährdungssituation von Christen und Yeziden wird im deutschen Asylverfahren in unverantwortlicher Weise verharmlost. Kurden gelten nur dann als gefährdet, wenn sie „in herausgehobener Stellung für eine seperatistische Organisation tätig wurden“ schreibt das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge Anfang dieses Jahres an den Petitionsausschuß des Bundestages (S. 2 der Antwort auf eine Anfrage zur Familie Yildez, die sich seit Oktober 95 in Weißenburg, Bayern, im Kirchenasyl befindet). Türkische Behörden würden sich nur „für Drahtzieher von Auslandsaktivitäten interessieren“. „Exilaktivitäten niedrigen Profils führen nicht mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit zu politischer Verfolgung“ (S.3). Hierzu zählt das BAFl die Teilnahme an Demonstrationen, Hungerstreiks, Autobahnblockaden, Informationsveranstaltungen, das Verteilen von Flugblättern, ja sogar Presse- und Medienaktivitäten wie das Verfassen regimekritischer Artikel in Exilzeitschriften prokurdischer Ausrichtung. Und dann wörtlich: „Allein die Teilnahme am Kirchenasyl und die damit verbundene Publizität führt zu keiner Gefährdung nach Rückkehr in die Türkei“ (S. 4). Dieses gelte auch für die Teilnahme am „Wanderkirchenasyl“ (S. 5). Im übrigen hätten Kurden „grundsätzlich eine inländische Fluchtalternative“ (S. 9). 

Die nachgewiesenen Abschiebungen in Folter belegen eine andere Wirklichkeit. Bei den vom niedersächsischen Flüchtlingsrat in Zusammenarbeit mit dem türkischen Menschenrechtsverein IHD dokumentierten Fällen erfüllen die meisten nicht die engen Kriterien des Bundesamts für (exil-)politisch exponierte Tätigkeiten. Und doch sind die Betroffenen gefoltert und verfolgt worden. Einige waren definitiv nur „Mitläufer“, die laut BAFl kaum mit Strafverfolgung rechnen müssen. Das eingangs erwähnte Beispiel von Yusuf D. und das Schicksal von Süleyman Y. zeigen, daß Teilnahme am Wanderkirchenasyl sehr wohl ausreicht,  um verfolgt und gefoltert zu werden. Man wird davon ausgehen können, daß alle 472 Kurden im Wanderkirchenasyl den türkischen Behörden bekannt sind, und daß jeder von ihnen im Falle einer Abschiebung gefährdet ist. Man mag über diese Aktion denken wie man will: deutlich ist, daß sie zuerst als politische Demonstration gemeint war, mit der auf die Unterdrückung der kurdischen Sache in der Türkei hingewiesen werden sollte. Darum wrid sie in der Türkei  als „terroristische Aktion“ eingestuft, mit entsprechenden Gefahren für alle Beteiligten. 

Leider hat auch der mit Spannung erwartete neue Lagebericht des Auswärtigen Amtes zur Türkei bis jetzt zu keiner grundlegend neuen asylrechtlichen Beurteilung geführt. Er ist zwar detaillierter als frühere Berichte und geht  einigen Fällen von Mißhandlung abgeschobener Flüchtlinge durch türkische Sicherheitskräfte nach. Auch wird nicht mehr generell von einer inländischen Fluchtalternative gesprochen. Diese positiven Ansätze haben aber die Rechtsprechung noch nicht wesentlich beeinflußt. 

Zu 3.):

Eine Reihe von Kirchenasylen wird, wie erwähnt, aufgrund allgemeiner Härtefallsituationen gewährt. Darum fordert die BAG eine Härtefallregelung im Gesetz. In der Koalitionsvereinbarung heißt es hierzu: „Wir werden künftig alle gesetzlichen und administrativen Möglichkeiten (§ 32,54, 30 Abs. 4 AuslG.) nutzen, in solchen Fällen zu helfen. Sollte sich das geltende Recht als zu eng erweisen, werden wir eine Änderung des § 30 Abs. 2 AuslG. ins Auge fassen.“ Über 1 ½ Jahren nach der Koalitionsvereinbarung ist in diese Richtung noch nichts geschehen. Es zeugt nicht gerade von humanitärem Engagement, wenn man einerseits zugibt, daß Härtefälle existieren, die vom Gesetzgeber nicht gewollt waren, andererseits aber über so lange Zeit tatenlos die Betroffenen ihrem Schicksal überläßt. Diejenigen unter ihnen, die sich im Kirchenasyl befinden, werden wohl noch lange warten müssen, bis sie sich wieder frei bewegen können. 

In diesem Zusammenhang ist von Minister Schily der alte Beckstein-Vorschlag  von sog. „Kirchenkontingenten“ wieder in die Diskussion gebracht worden. Kirchen und humanitäre Einrichtungen sollen die Möglichkeit erhalten, im Rahmen solcher Kontingente Flüchtlingen in Härtefallsituationen ein Bleiberecht zu verschaffen. Sie müssen dann allerdings auch finanziell für alle Kosten des Aufenthaltes aufkommen – eine Teilprivatisierung des Asylrechts. Der Vorschlag wurde und wird in der Kirchenasylbewegung kontrovers diskutiert. Er hat den Vorteil, daß auf diese Weise alle Kirchenasylfälle gelöst werden könnten. Der Preis wäre allerdings hoch. Um festzustellen, wer in das Kontingent aufgenommen werden soll und wer nicht, müßten Kirchen und humanitäre Organisationen bundesamtähnliche Strukturen aufbauen – mit Anhörungen durch Einzelentscheider etc. Machen solche aufwendigen Parallelstrukturen einen Sinn? – Zudem wäre eine solche Regelung ungerecht gegenüber den Flüchtlingen, die keine Kirche oder humanitäre Einrichtung kennen bzw. finden, die sie in ihr Kontingent aufnimmt oder zumindest ihr Schutzbegehren prüft. – Schließlich ist zu fragen, ob nicht der Gesetzgeber selbst verantwortlich ist, wenn durch seine Gesetze Härten entstehen – darf man ihn von dieser Verantwortung entbinden?

Trotz dieser Kritik gibt es bei Diakonie und Caritas Bestrebungen, den Ball von Schily aufzunehmen und seinen Vorschlag unter bestimmten Bedingungen zu akzeptieren. Diese Diskussion wird uns weiter beschäftigen.

Eine andere Möglichkeit, Härtefälle positiv zu lösen, bestünde in einer großzügigen Altfallregelung. Darum hat die BAG sich im vergangenen Jahr gemeinsam mit Kirchen und Pro Asyl sehr für eine entsprechende Regelung eingesetzt. Wir wiesen in unseren Stellungnahmen darauf hin, daß mindestens 50 % der Kirchenasylfälle durch eine großzügige Altfallregelung gelöst werden könnten. Das Ergebnis der Verhandlungen in der Innenministerkonferenz war dann allerdings sehr enttäuschend. Zwar bezeichnen es viele schon als einen Erfolg, daß es überhaupt zu einer Altfallregelung gekommen ist. Aber die schließlich gefundene Lösung – sie ist praktisch eine Neuauflage der Regelung von 1996 – schließt die meisten Flüchtlinge aus, weil sie an kaum erfüllbare Voraussetzungen geknüpft ist. Flüchtlinge müssen zum Tag dieser Vereinbarung eine Arbeitsstelle haben, genügend Einkommen, genügend Wohnraum – Bedingungen, die nur wenige erfüllen und die Flüchtlinge im Kirchenasyl überhaupt nicht nachweisen können. Bedauerlich auch, daß Flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina und Jugoslawien ausdrücklich von dieser Regelung ausgeschlossen worden sind. 

Zu 4.):

Ein viel beklagtes Defizit des deutschen Asylrechts besteht darin, daß es nicht- staatliche Verfolgung nicht anerkennt. Wer gezwungen ist, vor fundamentalistischen Terrorbanden in Algerien zu fliehen, bekommt kein Asyl, weil seine Verfolgung nicht vom Staat ausgeht. Damit wird der Flüchtlingsbegriff der Genfer Flüchtlingskonfession willkürlich eingeengt. Es wird verhindert, daß die GFK ihre volle Schutzwirkung entfalten kann – und auch dies ist wiederholt Grund dafür gewesen, daß Kirchengemeinden einsprangen und hiervon betroffene Flüchtlinge schützten. Die BAG fordert gemeinsam mit Kirchen, Wohlfahrtsverbänden, Menschenrechts- und Flüchtlingsorganisationen das nicht-staatliche Verfolgung im Asylverfahren anerkannt wird, denn deren Opfer sind potentiell genau so gefährdet, genau so schutzbedürftig, wie die Opfer staatlicher Verfolgung. 

Zu 5.):

Sehr viele Flüchtlinge im Kirchenasyl sind Opfer von eklatanten Mängeln im Asylverfahren. Sie werden auf die alles entscheidende Erstanhörung gar nicht oder nicht ausreichend vorbereitet. Sie müssen innerhalb von einer Woche nach Ankunft in der Bundesrepublik dem Entscheider Rede und Antwort stehen – zu einem Zeitpunkt, da sie oft noch unter traumatischen Fluchterfahrungen leiden und keinerlei Einblick in unser kompliziertes Asylrecht haben. Fehlentscheidungen sind auf diese Weise vorprogrammiert. Wer sich die Akten der Flüchtlinge im Kirchenasyl näher anschaut, stößt ständig auf die Mängel unseres Asylverfahrens und auf Fehler bei seiner Anwendung: Die kurzen Fristen für Erstanhörung und Widerspruch, Zustellungsprobleme der Entscheide mit entsprechender Überschreitung der Rechtsmittelfristen, mangelnde Beratung im Verfahren, Dolmetscherfehler, Voreingenommenheit von Entscheidern, mangelndes Eingehen auf den Einzelfall, mangelnde Sorgfalt im Umgang mit Beweisstücken etc. Nicht selten sind es kleine Pannen, die größte existentielle Auswirkungen für die Betroffenen haben. Wir fordern, daß das Asylverfahren von Grund auf reformiert wird, damit es gerecht und fair ist, damit politische Verfolgung auch mit der notwendigen Sicherheit erkannt wird und Pannen soweit als möglich ausgeschlossen sind. 

Alle bisher geschilderten Linien der bundesdeutschen Asylpolitik – die Verharmlosung der Menschenrechtslage in der Türkei, die Mißachtung von Härtefällen, die restriktive Altfallregelung, die mangelnde Anerkennung nicht-staatlicher Verfolgung und das unfaire Asylverfahren haben nur das eine Ziel: Die Zahl der Flüchtlinge in der Bundesrepublik so gering wie möglich zu halten. Als Erfolg gilt, daß die Zahl der Asylbewerber gegenüber 1992/93 um fast 80 % gesenkt werden konnte. Wenn es dagegen gelingt, politisch Verfolgte tatsächlich zu schützen, einem kurdischen Freiheitskämpfer die Folter auf türkischen Polizeistationen zu ersparen oder einen irakischen Demokraten vor den Nachstellungen Saddam Husseins zu retten, dann ist man darauf heute wenig stolz, sondern überlegt eher, wie auch diese Restbestände von Humanität und Asylrechtsschutz noch abgebaut werden können. 

Um so entlarvender ist die Tatsache, daß man heute intensiv über die Notwendigkeit von Einwanderung diskutiert, weil der Wirtschaft Computer-Spezialisten fehlen und weil auf Grund der demographischen Entwicklung bald Mangel an jungen Arbeitskräften bestehen wird. Deutlicher kann gar nicht demonstriert werden, daß die Zuwanderung von Menschen allein nach ökonomischem Kosten-Nutzen-Kalkül beurteilt wird. Ganz ungeschminkt sagen dies Teile unserer „christlichen Parteien“, die sich herablassen wollen, einem Einwanderungsgesetz mit bestimmten Quoten zuzustimmen, wenn dafür das Asylrecht ganz abgeschafft wird. Hier werden auf unerträgliche Weise zwei Dinge verkoppelt, die ihrer Funktion nach nichts miteinander zu tun haben. Heribert Prantl hat dies auf den Punkt gebracht: „Asylgewährung ist ein Akt der Humanität, Einwanderung dagegen ist angewandter nationaler Egoismus. Einwanderer kann man sich aussuchen, Flüchtlinge nicht ... Eine Politik, die als nationale Interessen nur wirtschaftliche Interessen definiert, kann mit einem Recht auf Asyl nicht viel anfangen ... Zu einem Einwanderungsgesetz gehören Quoten, die den jährlichen Bedarf festsetzen. Asyl aber verträgt keine Quoten – einen Flüchtling, der Schutz braucht, kann man nämlich nicht damit vertrösten, daß es im Jahr 2002 neue Kapazitäten gibt ...“

So wenig das eine mit dem anderen zu tun hat, so sicher kann man sein, daß diese Dinge auch in der Zukunft miteinander vermengt werden. Darum war ich schon immer skeptisch gegenüber einem Einwanderungsgesetz, weil es mit Sicherheit zu Lasten des Asylrechts gehen wird. Je mehr die Deutschen zähneknirschend Einwanderer zulassen müssen, weil die Wirtschaft sie braucht, desto geringer wird ihre Bereitschaft sein, darüber hinaus auch noch politisch verfolgten Ausländern Schutz zu gewähren. 

4. Politische Initiativen 

Aus dem Vorangegangenen ist schon deutlich geworden, mit welchen Positionen sich die BAG im vergangenen Jahr politisch engagiert hat. Sie tat dies mit Hilfe von Pressemitteilungen, Briefen an politisch Verantwortliche und entsprechenden Gesprächen, mit Veröffentlichungen, Tagungen und anderen Veranstaltungen. Nur einiges sei hier erwähnt: 

a) Gespräch mit Bundesinnenminister Schily am 8.2.2000

Am 8. Februar 2000 führten Mitglieder des Vorstands ein Gespräch mit Bundesinnenminister Schily in Berlin. Wir hatten um dieses Gespräch gebeten, um mit ihm über drei Themenkomplexe zu reden

· die humanitäre und rechtliche Bewertung des Kirchenasyls,

· mögliche Lösungswege beim Kirchenasyl anhand der oben erwähnten Kategorisierung der Fälle, 

· der Umgang mit Flüchtlingen in der Illegalität.

Das Gespräch war erwartungsgemäß sehr kontrovers aber offen und munter. Die Inhalte können hier aus Raumgründen nicht wiedergegeben werden – sie sind in einem Bericht des BAG-Vorsitzenden festgehalten. Erwähnt sei, daß wir das Gespräch auf die vielen Kurden im Kirchenasyl und auf die Abschiebungen in Folter brachten. Der Minister bestritt jedoch rundweg, daß es Abschiebungen in Folter gebe und bezeichnete Pro Asyl mit seinen entsprechenden Veröffentlichungen als unseriös. Die im Lagebericht „Türkei“ des AA erwähnten Abschiebungen waren ihm offenbar nicht bekannt. 

Er äußerte sich strikt gegen eine Härtefallregelung im Gesetz, weil er fürchtet, daß dieses die Verfahren ins Grenzenlose verlängert. Es würde eine weitere Instanz geschaffen, gegen deren Entscheidungen dann auch wieder geklagt werden könnte – ein Verfahren ohne Ende. Er wiederholte seinen Vorschlag, für Härtefälle Kontingente vorzusehen, für die Kirchen und humanitäre Einrichtungen aufkommen. 

Als wir schließlich die vielen „Mängel im Asylverfahren“ erwähnten, signalisierte er Gesprächsbereitschaft. Hierüber könne und müsse geredet werden. – Trotz der großen Differenzen haben wir in diesem Gespräch viele Erfahrungen weitergeben können, die auch offenbar protokolliert wurden. Es wurde in Aussicht gestellt, auf anderer Ebene im Gespräch zu bleiben. Mängel im Asylverfahren sollten dem Bundesamt direkt zur Kenntis gegeben werden. Er schlug zudem vor, einen Beirat für das Bundesamt zu bilden. Über das Kirchenasyl werden demnächst auch Vertreter des Rates der EKD und der Bischofskonferenz mit Schily sprechen. Vielleicht haben wir für diese Gespräche schon etwas den Boden bereitet. 

b) Gespräch mit Hermann Gröhe, MdB, CDU, Mitglied des Menschenrechtsausschusses und des Rates der EKD, und Cem Özdemir, Innenpolitischer Sprecher Bündnis 90/Die Grünen, 23.03.2000


Ich hatte Hermann Gröhe zu unserer Tagung über Flüchtlinge in der Illegalität als Referenten eingeladen. Er mußte aus terminlichen Gründen absagen, war aber an einem Gespräch über dieses Thema und an entsprechenden Erfahrungen sehr interessiert. Von unserer Seite nahmen Beate Sträter, Schwester Bührle und ich teil. Nach unseren Erfahrungsberichten betonte Gröhe die Notwendigkeit, bei den verschiedenen Gruppen von Menschen in der Illegalität zu differenzieren. Eine allgemeine Legalisierungsinitiative wie in anderen europäischen Ländern sei ohne Chance. Er sehe auch selbst z. B. weniger Handlungsbedarf, etwas für illegale polnische Bauarbeiter zu tun als etwa für Flüchtlinge, die tatsächlich nicht zurück können oder für Frauen, die Opfer von Frauenhändlern sind. Dementsprechend müßte nach den verschiedenen Gruppen differenziert nach Lösungen und politischer Unterstützung gesucht werden. 

Anschließend sprachen wir mit Cem Özdemir, dem innenpolitischen Sprecher der Grünen, über das gleiche Thema. Auch er sieht keine Chance für ein Legalisierungsprogramm, wohl aber für Verbesserungen im humanitären Bereich. Er schlug zu diesem Thema ein Fachgespräch vor zwischen Politikern und Experten, die auf unterschiedlichen Gebieten (z.B. Ärzte, Lehrer, Sozialarbeiter etc.) mit Flüchtlingen in der Illegalität zu tun haben. 

c) Pressemitteilungen

Die BAG hat mehrfach mit öffentlichen Erklärungen und Briefen an die Innenminister in Bund und Ländern für eine großzügige Altfallregelung geworben. Als die Beschlußempfehlung der Innenminister bekannt wurde, haben wir sie in einer Stellungnahme als „kleinlich und enttäuschend“ bezeichnet und die Innenminister aufgefordert, wenigstens in ihren Ausführungsbestimmungen Spielräume für positive Entscheidungen zu schaffen. Bekanntlich ist es in den verschiedenen Bundesländern zu unterschiedlichen Auslegungen der Regelung gekommen – einige großzügiger, die anderen sehr restriktiv. Bayern hat auch dieses mal ausdrücklich verfügt, daß Flüchtlinge im Kirchenasyl von der Regelung ausgenommen sind. 

In anderen Presseerklärungen und Briefen hat sich die BAG für die Sicherheit von Flüchtlingen aus dem Kosovo eingesetzt (s. unsere Meldung vom 20.4.99 während des Kosovo-Krieges). Ferner hat sie einzelne Kirchenasyle öffentlich unterstützt und gegen die Räumung des Kirchenasyls in Liliental durch die niedersächsische Polizei protestiert. – Am 1. April 2000 hat die BAG in der sog. „Düsseldorfer Erklärung“ an die „Mindestanforderungen an ein neues Asylrecht“ erinnert, wie sie 1998 vor der Bundestagswahl von der BAG gemeinsam mit Pro Asyl, Kirchen, Wohlfahrtsverbänden und Menschenrechtsorganisationen formuliert wurden. Darin sind bis heute unsere asylpolitischen Forderungen zusammengefaßt. Vor der Bundestagswahl hatten sich die Grünen diese Forderungen weitgehend zu eigen gemacht und auch von der SPD gab es wohlwollende Reaktionen. Bis heute aber ist keine einzige dieser Mindesanforderungen umgesetzt worden - bis auf die Altfallregelung, die aber inhaltlich weit hinter das Geforderte zurückfällt. 

5. Veranstaltungen

Die letztgenannte Düsseldorfer Erklärung entstand im Zusammenhang mit einem asylpolitischen Kreuzweg, den die BAG am 01.04.2000 gemeinsam mit dem Ökumenischen Netzwerk Asyl in der Kirche in NRW, dem Evangelischen Kirchenkreis Düsseldorf und weiteren Organisationen der Flüchtlingshilfe veranstaltet hat. Es wurde eine Prozession in der Düsseldorfer Innenstadt organisiert, die an sieben Kreuzwegstationen deutlich machte, wie Christus heute in der Gestalt von Flüchtlingen leidet und gekreuzigt wird. Nach einer liturgischen Einstimmung wurde an den einzelnen Stationen jeweils mit Hilfe von Theater, Musik, Kunst und Redebeiträgen die Reise von Flüchtlingen durch den bundesdeutschen Asyldschungel veranschaulicht. An Passanten wurde ein „Düsseldorfer Apell“ verteilt, der den Sinn der Aktion erklärte und Möglichkeiten des eigenen Engagements aufzeigte. 

Vom 3. – 5. Dezember 1999 fand in der Evangelischen Akademie Mülheim eine große asylpolitische Tagung statt, bei der die BAG als Mitveranstalter auftrat. Das Thema war „Kosovo – Bosnien – Kurdistan. Zur Politik der Bundesregierung gegenüber Flüchtlingen aus Kriegsgebieten“. Zu den Referenten gehörten Staatsminister Ludger Vollmer (Außenamt), Staatssekretärin Cornelie Sonntag-Wolgast (Bundesinnenministerium), Claudia Roth und Christian Schwarz Schilling (beide Vorsitzende des Bundestagsausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe) und Jean Noel Wetterwald (UNHCR Berlin). 

Im Juni 1999 war die BAG beim Evangelischen Kirchentag in Stuttgart vertreten. Sie hat einen Gottesdienst gestaltet und war mit einem Infostand beim Forum „Migration“ präsent. – Auch beim Katholikentag im Juni 2000 wird die BAG mit einem Stand und einer Veranstaltung (Planspiel Kirchenasyl) vertreten sein. 

6. Veröffentlichungen 

Die BAG hat einen regelmäßigen Informationsdienst eingerichtet, in dem jeweils zunächst ein Schwerpunktthema behandelt wird und dann weitere Nachrichten aus der Kirchenasylbewegung folgen. Der letzte größere Informationsbrief (9/99) beschäftigte sich mit Flüchtlingen in der Illegalität. Näheres hierzu findet sich im Bericht der Geschäftsführung. 

Darüber hinaus wurde eine Dokumentation veröffentlicht mit den Beiträgen der letzten großen Kirchenasyltagung in der Evangelischen Akademie Mülheim vom 12. – 14. Februar 1999. Sie stand unter dem Thema „Kirchenasyl in der Spannung zwischen Recht und kirchlichem Auftrag“.

Geplant ist eine Fortschreibung und Erweiterung unserer wissenschaftlichen Untersuchung über „Erfolg und Mißerfolg von Kirchenasyl“. 

7. Umzug der Geschäftsstelle und neue Geschäftsführerin

Wie im letzten Tätigkeitsbericht angekündigt sind die Geschäftsstellen der BAG und des „Netzwerks Asyl in der Kirche in NRW“ zum 1. April 1999 getrennt worden. Sie waren bis dahin in einem Büro im Haus der Kirche Köln untergebracht. Auch hatten wir bis dahin mit Martin Rapp einen gemeinsamen Geschäftsführer. Seit dem 1. April hat die BAG ihre Geschäftsstelle in Bonn in Räumen der Caritas, Berliner Freiheit 16. Unsere neue Geschäftsführerin ist Beate Sträter. Als Theologin mit beiden Examina und Dipl.-Politologin ist sie hervorragend für diese Aufgabe qualifiziert. Der Vorstand ist mit der bisherigen Zusammenarbeit sehr zufrieden. Leider reichen unsere Finanzen nur für eine halbe Stelle aus, was angesichts des großen und vielfältigen Arbeitsanfalls viel zu wenig ist. Um die Geschäftsführerin wenigstens von einigen routinemäßigen Büroarbeiten zu entlasten, werden stundenweise studentische Hilfskräfte beschäftigt. Über die Arbeit der Geschäftsstelle im vergangenen Jahr informiert Beate Sträter in einem eigenen Bericht. 

8. Ausblick 

Angesichts der anhaltenden restriktiven Asylpolitik in Bund und Ländern wird auch in absehbarer Zukunft die Notwendigkeit bestehen, gefährdete Flüchtlinge zu schützen, wo die staatliche Schutzverpflichtung versagt. Darum bitten wir weiterhin alle Menschen, denen das Menschenrecht auf Asyl teuer ist, um ihre Unterstützung – sei es um Mitarbeit bei konkreten Kirchenasylfällen, sei es durch politische, kirchliche, juristische, ideelle oder finanzielle Hilfeleistung. Unser Förderkreis braucht viele neue Mitglieder, es lohnt sich, sich dort zu engagieren. Wichtiges Thema der kommenden Zeit werden die Flüchtlinge in der Illegalität sein, deren Zahl beständig wächst, ohne daß die Politik bisher mit irgendwelchen Konzepten reagiert hätte. Die Kirchenasylbewegung wäre völlig überfordert, wollte sie sich der Probleme dieser Menschen im einzelnen annehmen. Hier sind politische Lösungen gefragt, für die wir eintreten werden. 

Weitere Themen werden Härtefallregelungen sein und die Frage, ob Kirchen und humanitäre Organisationen bestimmte Kontingente von Flüchtlingen aufnehmen und versorgen sollen, denen im Falle einer Abschiebung Unmenschlichkeit droht. Vielleicht finden wir hier doch noch zu einer gemeinsamen Position, mit der wir gegenüber Politik und Kirche auftreten und unsere Gesichtspunkte einbringen können. Beides wird Thema der kommenden Klausurtagung unseres Koordinationsrates sein. Schwerpunkt unserer Arbeit wird allerdings die konkrete Hilfe beim Kirchenasyl bleiben, die theologische, rechtliche und praktische Beratung von Gemeinden, ihre Vernetzung und Unterstützung durch Information und Öffentlichkeitsarbeit, durch Seminare und politische Initiativen. 

Unser Engagement wird also weiter gefragt sein – und solches Engagement kostet Zeit und Kraft. Trotzdem, meine ich, sollten wir diese Arbeit nicht als Last und Bürde verstehen. Die Argumentations- und Entscheidungshilfe der Kommission XIV der Deutschen Bischofskonferenz beginnt mit den Sätzen:


„Ein Leben in Freiheit und Sicherheit wie es die meisten Menschen in Deutschland führen können, ist im weltweiten Maßstab nicht der Regel-, sondern der Ausnahmefall. Besonders die Flüchtlingsproblematik, die in den letzten beiden Jahrzehnten an Schärfe und Dramatik gewonnen hat, erinnert an diese unbequeme Tatsache. Papst Johannes Paul II spricht diesbezüglich von „einer schmachvollen Wunde unserer Zeit“ und der „größten menschlichen Tragödie unserer Tage“. 

Mir ist unlängst bei einem vierwöchigen Indien-Aufenthalt noch einmal deutlich geworden, wie sehr wir zu den wenigen Privilegierten auf dieser Erde zählen, die weder um ihre existentielle Sicherheit noch um ihre Freiheit fürchten müssen. Dieses Privileg verpflichtet uns in besonderer Weise zur Solidarität mit denjenigen, die auf der Schattenseite des Lebens in dieser Welt stehen. Als Christen sind wir in die Nachfolge Jesu gerufen, der uns diese Solidarität vorgelebt hat. Gegenüber einer Gesellschaft, die geneigt ist, Fremde nur nach ihrem ökonomischen Nutzen zu beurteilen und aufzunehmen, haben wir im Fremden den ganzen Menschen zu sehen, die Person mit eigener Würde, das Ebenbild Gottes. Deshalb geht es auch beim Schutz des Fremden um nichts Geringeres als um unser Verhältnis zu Gott. Er ist in den geringsten „Brüdern“ und „Schwestern“ selbst gegenwärtig. 

Jahresbericht der Geschäftsführung 1999

von der Geschäftsführerin

 Beate Sträter
Vorbemerkung

Dies ist mein erster Jahresbericht, gleichzeitig für mich auch ein Resümee meines ersten Jahres in der Geschäftsstelle der BAG. Bevor ich zu den harten Fakten kommen, möchte ich einige Dinge ansprechen, die für mich bis heute eine Herausforderung darstellen. Zum einen ist dies der Spagat zwischen dem, was an der Basis passiert, in den vielen Kirchengemeinden, in der Beratungsarbeit und bei den Unterstützerinnen und den großen Linien der Asyl- und Flüchtlingspolitik, unser Gespräch mit den politisch verantwortlichen und unsere Versuche, auf Entscheidungen für eine humanere Politik Einfluß zu nehmen. Meistens am Telefon – denn dies ist in der Regel die Art des Kontaktes – erfahre ich, mit wieviel Engagement, Energie und Zuversicht, doch manchmal eben auch mit wieviel  Frust und Verzweiflung asylgewährende Gemeinden versuchen, ihre Flüchtlinge zu schützen und zu einer guten Lösung zu kommen. Ich fühle mich oft hilflos in dem Sinne, daß ich meist nicht die guten Tips aus der Tasche ziehen kann, was man jetzt noch machen könnte, denn die Experten sitzen in der Regel vor Ort und sind in einer Weise mit ihrem Fall vertraut, den kaum ein anderer nachholen kann. Ich erlebe mich in dieser Situation manchmal eher in einer seelsorgerlichen Rolle, wobei ich zum Glück auch immer wieder die eine oder andere Mut machende Geschichte berichten kann. Manchmal, so kommt es mir vor, ist das Zuhören oder das gemeinsame Schimpfen alles was mir bleibt. Ich wünsche mir in solchen Situationen die Kompetenz eines der besten Asylanwälte der Republik – und doch weiß ich auf der anderen Seite, daß dies in vielen Fällen eben auch nichts nützen würde.

Die Ebene der großen politischen Linien ist mir aufgrund meiner früheren Arbeit wesentlich vertrauter, zum Teil kriegt man dort ja dann auch die menschlichen Schicksale nicht so hautnah zu spüren. Distanz ist immer auch Schutz vor den Gefühlen der eigenen Hilflosigkeit. Hier kann einen allerdings auf andere Weise die Ohnmacht anfallen. Bei vielen Aktiven erlebe ich, daß große Hoffnungen auf bestimmte politische Entscheidungen, auf einzelne Politiker und auf die Politik als solche gesetzt werden, um in ihrem konkreten Fall etwas zu erreichen. Es ist richtig, dies von der Politik zu erwarten, Politiker zu behaften, beim Wort zu nehmen. Andererseits nehme ich wahr, und erfahre ich auch, wie sich die deutsche und europäische politische Großwetterlage gegenüber Flüchtlingen zunehmend verschärft, wie hilflos auch auf der Eben der großen Politik die Versuche oft sind, dem entgegen zu steuern. Nur muß man deshalb schon jetzt Rückzugsgefechte antreten – als so etwas empfinde ich die Debatte um Kirchenkontingente - oder müsste man nicht um so mehr das enorme Wissen nutzen, daß die vielen Expertinnen und Experten der Kirchenasylbewegung in der Begleitung ihrer Flüchtlinge angesammelt haben? 

Und hier liegt doch unsere Stärke, die wir nicht zu gering einschätzen sollten. Worauf es ankommt ist meiner Meinung nach eine möglichst effektive Auswertung und Nutzung dieser Kompetenzen. Es muß uns gelingen, noch stärker als bisher die Erfahrungen vor Ort auf die Ebene der bundespolitischen Einflußnahme und Umsetzung zu bringen. Darüber nachzudenken, wie wir dies gemeinsam verbessern können, erscheint mir nach diesem Jahr als eine der wichtigsten Aufgaben.
1. Stand der Kirchenasyle von Januar 1999 bis März 2000


Die BAG dokumentierte in dem Zeitrahmen Januar 1999 bis März 2000 genau 97 Fälle aus dem öffentlichen Kirchenasyl, bei denen etwa 395 Flüchtling in Kirchengemeinden Zuflucht suchten (Hierzu kommen noch weitere 16 stille Kirchenasyle, über die weiter keine Angaben veröffentlicht werden). In den meisten Fällen sind dies evangelische Gemeinden (73), nur in acht Fällen sind es katholische Gemeinden (bei etwa 12 ohne Angaben). 

Eine Länderverteilung zeigt deutlich, daß ein Großteil der Kirchenasyle in Niedersachsen (32) und Nordrhein-Westfalen (14) stattfinden. Dies kann zum einen an der guten Dokumentation der Ländernetzwerke liegen oder an der Gesamtzahl an Gemeinden. In den neuen Bundesländern wurden in dem letzten Berichtszeitraum etwa 8 (ohne Berlin) dokumentiert.

Tabelle 1: In welchen Bundesländern finden die Flüchtlinge Zuflucht?

Bundesland
Kirchenasyle 

Baden-Württemberg
10

Bayern
5

Berlin
7

Bremen
4

Hamburg
3 

Hessen
2

Niedersachsen
32

Nordrhein-Westfalen
14

Rheinland-Pfalz
2

Saarland
3

Sachsen
4

Sachsen Anhalt
3

Schleswig-Holstein
7

Thüringen
1

In den 97 Fällen sind es hauptsächlich Familien, die ins Kirchenasyl fliehen (etwa 64 Familien). Die BAG geht davon aus, daß von Januar 1999 bis März 2000 von den insgesamt 395 Flüchtlingen etwa 249 Kinder im Kirchenasyl leben. Auch dieses Jahr stammen die meisten Flüchtlinge aus der Türkei (siehe Tabelle 2). Die BAG schätzt, daß etwa 276 Kurden aus der Türkei und vier aus Syrien im Kirchenasyl leben.

Tabelle 2: Woher kommen die Flüchtlinge?

Herkunftsland
Anzahl der Personen

Türkei 
279

Syrien
12

Armenien
13

Makedonien
10

Kosovo
20

Serbien
2

Tahiti
1

Ukraine
8

Togo
5

Algerien
11

Angola
7

GUS
1

Libanon
1

Elfenbeinküste
3

Tamile
1

Bosnien
1

Pakistan
7

keine Angaben
13

Im dem untersuchten Zeitrahmen wurden 49 Kirchenasyle neu begonnen, und 60 Kirchenasyle kamen zu einem Ende, davon können 39 als erfolgreich abgeschlossen betrachtet werden, die restlichen 21 endeten zumeist mit einer sogenannten „freiwilligen Ausreise“ oder sind untergetaucht (siehe Tabelle 3), nur eine gewaltsame Räumung in Lilienthal wurde dokumentiert.

Die erfolgreichen Kirchenasyle dauerten durchschnittlich 8 Monate, davon die kürzeren knapp einen Monat und die längsten 48 Monate (Bayern, Kirchenasyl in Hof).

Bei 21 nicht erfolgreich beendeten Kirchenasyle liegt die durchschnittliche Dauer bei etwa 14 Monaten, die beiden längsten gingen dieses Jahr in Bayern zu Ende (Augsburg und Weißenburg).

Tabelle 3: Wie wurden Kirchenasyle, die zwischen Januar 1999 und März 2000 zu Ende gingen, beendet?

erfolgreich
Anzahl

Duldung
18

befristete
1

für einen Monat
1

Anerkennung nach §51
6

Einlantrag positiv beschieden
2

Altfallregelung
2

Abschiebehindernis wg. §53 Traumatisierung
3

Aufenthaltsgenehmigung
1

Aufenthaltsbefugnis
1

laufende Petition in Straßburg
1

Heirat 
2

vorläufiger Abschiebeschutz zugesagt
1





insgesamt:39




nicht erfolgreich
Anzahl

"freiwillige Ausreise"/untergetaucht
12

gewaltsam geräumt
1

ohne Angaben 
8





insgesamt: 21




Zusätzlich zu den hier genannten öffentlichen Kirchenasylen gibt es auch weiterhin stille Kirchenasyle, bei denen zwar die Behörden um den Aufenthaltsort wissen, die Gemeinden aber bewußt auf eine Öffentlichkeitsarbeit verzichten. So gibt es weiterhin 17 stille Kirchenasyle mit 64 Personen.

Vergleicht man diese Zahlen mit den Zahlen des Vorjahres, so zeigt sich eine gewisse Konstanz in Anzahl, Dauer und Verlauf der Kirchenasyle. Man kann daraus verschiedene Schlüsse ziehen. Zum einen ist hieran deutlich zu zeigen, daß sich auch nach dem Regierungswechsel in Bonn an den Defiziten in der Asylpolitik nichts geändert hat. Auch die Altfallregelung hat aufgrund ihres restriktiven Charakters keine nennenswerten Ergebnisse gebracht. Bisher sind lediglich 2 Kirchenasyle, eins in Niedersachsen und eins in NRW mit Hilfe der Altfallregelung beendet worden.

Ein weiterer Schluß, der sich hieraus ziehen läßt, ist daß das Engagement der Kirchengemeinde unvermindert anhält. Hierbei ist zudem bedenkenswert, daß sich in NRW durch das Wanderkirchenasyl, das ich in meinem Bericht nicht berücksichtigen kann, seit zwei Jahren zusätzlich 70-80 evangelisch und katholische Kirchengemeinden an den Kirchenasylen beteiligen.

2. Kriminalisierung am Beispiel Braunschweig

Bei den staatlichen Reaktionen auf Kirchenasyle ist besonders der jüngste Fall in Braunschweig erwähnenswert. Gegen die beiden Pastoren der evangelisch-reformierten Gemeinde Braunschweig, die seit drei Jahren einer pakistanischen Familie Kirchenasyl gewähren, wurde nach einer Einstellung des Verfahrens 1997 im Januar beim Amtsgericht Braunschweig 2000 erneut ein Verfahren eröffnet, diesmal nach dem sogenannten „Schlepperparagraphen“ § 92 a und § 92 b AuslG., und dann zunächst unterbrochen, um eine Stellungnahme des niedersächsischen Innenministerium einzuholen. Der Flüchtlingsrat Niedersachsen holte parallel eine Stellungnahme des Justizministeriums ein. Dieses stellte sich hinter das Verfahren und begründete dies mit einer neuen Rechtslage seit 1997, wonach auch die Unterstützung von weniger als 5 Ausländern ohne Aufenthaltsrecht in Deutschland zu bleiben, schon strafbar sei.

Diese Veränderung trifft auf den Braunschweiger Fall allerdings nicht zu, handelt es sich doch um eine achtköpfige Familie: Bereits vor der Gesetzesänderung wäre also ein Verfahren nach dem „Schlepperparagraphen“ möglich gewesen. Zusätzlich droht  Staatsanwalt Dr. Hackner in seinem Schreiben an den Flüchtlingsrat mit der Anwendung weiterer Absätze der §§ 92a und 92b AuslG, z.B. wegen "bandenmäßig begangener Verstöße". Hiermit ist eine neue Qualität in dem Versuch erreicht, Kirchenasylgemeinden zu kriminalisieren. Eine Kirchengemeinde mit einer professionellen Schlepperbande gleichzusetzen - das gab es bisher noch nicht.

3. Arbeit der Geschäftsstelle

Mit der Übernahme der Geschäftsführung im letzten April war auch die Trennung von der Geschäftsstelle des NRW-Netzwerkes und der Aufbau eines neuen Büros in Bonn verbunden. Die Trennung auch der Finanzverwaltung, der Aufbau des neuen Büros in Bonn, die manchmal eher autodidaktische Einarbeitung und die Neuorganisation verschiedener Bereiche der Arbeit nahm eine gewisse Zeit in Anspruch.

Neben der täglichen Beratungsarbeit von Gemeinden, die sicherlich einen der wichtigsten Schwerpunkte bildet, aber durchaus auch Einzelpersonen, die sich für Flüchtlinge einsetzen, waren es dann verschiedene Bereiche, auf die ich mich versucht habe zu konzentrieren:

-Öffentlichkeitsarbeit

Eine klassische Pressearbeit, d.h. die genaue Beobachtung des Tagesgeschehens und ein sofortiges Reagieren mit einer passende Pressemitteilung ist bei den begrenzten personellen Ressourcen in der Geschäftsstelle nur eingeschränkt zu leisten. Wir haben dies im letzten Jahr - wie bereits gesagt wurde- einige Male mit unterschiedlichem Erfolg getan. Zwar wird die Geschäftsstelle von der Presse häufig angefragt, wenn es um Zahlen oder Informationen zum Kirchenasyl geht, der umgekehrte Weg ist - wie viele von Ihnen wahrscheinlich selber wissen- ungleich mühevoller. Auch wenn weiterhin bei wichtigen Anlässen dieser Weg gewählt wird, müssen wir auch in der Öffentlichkeitsarbeit unsere Kräfte gezielter einsetzen.

Wir haben im letzen Jahr eine Internet-Seite aufgebaut, um auch hier präsent zu sein. Immerhin schaffen wir es, aktuelle Termine und Texte einzustellen, ich könnte mir jedoch noch viele Verbesserungen und eine intensivere Pflege der Seiten vorstellen.

Auch in den Bereich der Öffentlichkeitsarbeit zählt für mich die Teilnahme an Veranstaltungen. Außer dem Kirchentag hatten wir einen Stand auf der "Buchmesse Migration" im November 1999. Ich habe auf regionaler Ebene verschiedene Termine wahrgenommen, wie z.B. an einem Tag der Menschenrechte an einer Berufsschule oder Diskussionsveranstaltungen. 

-Publikationen

Der Bereich der Publikationen ist besonders wichtig, weil hiermit auch eine gezielte Ansprache von Personenkreisen in Politik, Kirche und in der Flüchtlingsarbeit möglich ist. Ich bin etwas unglücklich darüber, daß es offenbar sehr schwierig ist, ein regelmäßiges Erscheinen zu gewährleisten. Eigentlich soll der Infobrief dreimal, die Nachrichten aus er Kirchenasylbewegung viermal jährlich erscheinen. Hierfür wird es in Zukunft unerlässlich sein, daß die Mitarbeit aus der Kirchenasylbewegung intensiver wird.

-Förderkreis/Finanzen

Es ist immer wieder im Vorstand und im Ko-Rat betont worden, wie wichtig es ist, den Förderkreis weiter auszubauen. Hierzu ist eine bessere Mitgliederpflege nötig. Wir haben im letzten Jahr versucht, z.B. durch regelmäßigere Publikationen unsere Fördermitglieder kontinuierlicher als bisher, zu erreichen und zu informieren. Die Mitgliederzahlen steigen nicht dramatisch, aber erkennbar, nach gezielten Anschreiben, wie dies z.B. im Dezember 1999 mit der Verschicken der "Nachrichten aus der Kirchenasylbewegung"  geschah. 

Im Laufe des letzten Jahres ist mir auch deutlich geworden, daß nur ein Teil der Pläne innerhalb meiner Arbeitszeit von 20 Wochenstunden umgesetzt werden kann. Dies führt dazu, daß manche Projekte nicht so schnell vorangehen können, wie ich mir dies wünsche. Es entstehen häufig Situationen, in denen es nur ein Entweder - Oder gibt: So sollte der Infobrief ja bereits im Februar erscheinen. Mit der Entscheidung, uns am 1. April als Mitveranstalter am Kreuzweg in Düsseldorf zu beteiligen, war dies nicht mehr zu leisten.

Seit Herbst letzten Jahres versuche ich, zumindest einen Teil der Büroarbeiten, wie z.B. den Versand, Adressenverwaltung und Teile der Finanzverwaltung mit 2 studentischen Hilfskräften zu bewältigen, die stundenweise diese Aufgaben übernehmen. Aufgrund dieser Unterstützung  wird es ab nächster Woche möglich sein,  unsere Bürozeiten etwas auszudehnen und zweimal wöchentlich auch nachmittags erreichbar zu sein. Unsere angespannte finanziellen Situation, auf die ich gleich kurz eingehen werde, läßt jedoch gegenwärtig eine Aufstockung meiner Stundenzahl nicht zu. 

4. Finanzen

Ohne zu sehr ins Detail zu gehen, kann ich sagen, daß wir bisher an gezahlten oder zugesagten Zuschüssen und noch zu erwartenden Beiträgen aus dem Förderkreis erst etwa die Hälfte unserer für das Jahr 2000 benötigten Finanzmittel  zusammen haben. Es ist und bleibt ein großes Problem, daß insbesondere einige große und finanzkräftige Landeskirchen - im Unterschied zu manchen armen Kirchen, insbesondere in den neuen Ländern- nicht bereit sind, einen Beitrag zu leisten. Hier sind wir darauf angewiesen, daß aus den Ländernetzwerken in den Landeskirchen stärker Einfluß genommen wird. Wir haben im letzen Jahr in einer Fragebogenaktion bei den Ko-Rats-Mitgliedern versucht herauszubekommen, welche Finanzierungsmöglichkeiten sie sehen - das Ergebnis war nicht sehr Mut machend. Auch eine stärkere Einbindung der katholischen Seite muß in Zukunft erreicht werden - und das nicht nur in finanzieller Hinsicht.

5. Planung 2000

Zum Schluß möchte ich noch einmal einen Bogen schlagen zu dem, was ich in den Vorbemerkungen als wichtiges Ziel der zukünftigen Arbeit genannt habe, nämlich die Kompetenz und Erfahrung der Basis politisch besser zu nutzen. Wir haben verschiedentlich eine Neuauflage der Untersuchung zum Kirchenasyl angekündigt. Die Untersuchung soll diese Verknüpfung leisten. Sie soll breiter angelegt sein als die erste Studie und Kirchenleitungen und andere gesellschaftliche Ebenen stärker einbeziehen. Wir werden bei der nächsten Ko-Rats-Klausur im Juni die Konzeption und die Fragebogenentwürfe besprechen. 

Damit diese Untersuchung gelingen kann und auch empirisch auf sicheren Füßen steht, ist es einerseits unerläßlich, zusätzliche Gelder hierfür zu bekommen. Ich möchte Sie alle bitte, wenn Sie Ideen haben, wie dies geschehen kann, wen man ansprechen kann, wo man Mittel beantragen kann, uns dabei zu helfen. Genauso wichtig ist jedoch Ihre Unterstützung und Mitarbeit, wenn es um die Erhebung selber geht. Ich persönliche freue mich auf diese Arbeit und denke, daß sie unser gemeinsames Engagement in der Öffentlichkeit unterstützt und deutlich macht, wie wichtig es ist, daß viele Menschen sich nicht mit dem abfinden, daß Recht und Gesetz viel zu oft zu Unrecht wird.

